
12. die Wahrung der öffentlichen Sicherheit durch örtliche Poli­
zeibehörden;

13. die Förderung der örtlichen Wirtschaftsstruktur;
14. die Bauaufsicht, insbesondere die Erteilung von Baugeneh­

migungen;
15. die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Hausmüll 

und Abwässern;
16. die Förderung von Städte- und Gemeindepartnerschaften.

(4) Soweit andere Aufgaben bisher von den Kreisen, Städten 
und Gemeinden wahrgenommen wurden, werden sie von den 
Trägern der Kommunalautonomie als Selbstverwaltungs- oder 
als Auftragsangelegenheiten wahrgenommen. Durch Gesetz 
können weitere Aufgaben übertragen werden.

(5) Die Länder üben in den Angelegenheiten der Kommunalau­
tonomie die Rechtsaufsicht, im übrigen die Fachaufsicht aus.

4. Abschnitt 
Die Volkskammer

Artikel 51

(1) Die Volkskammer ist das oberste Organ der Staatswillensbil­
dung. Sie hat die Aufgabe der Gesetzgebung, der Kontrolle der 
Regierung und Verwaltung, der Verabschiedung des Staatshaus­
halts, der Wahl des Ministerpräsidenten, der Bestätigung des 
Regierungsprogramms und der Ratifikation völkerrechtlicher 
Verträge. Sie nimmt alle Aufgaben und Befugnisse des Bundes 
wahr, soweit sie von dieser Verfassung nicht anderen Organen 
ausdrücklich Vorbehalten sind.

(2) Die Opposition ist ein notwendiger Bestandteil der parla­
mentarischen Demokratie. Sie steht der Regierungsmehrheit als 
Alternative gegenüber und hat das Recht auf Chancengleichheit.

Artikel 52

(1) Die Volkskammer besteht aus 400 Abgeordneten. Der Volks­
kammer können der Präsident der Republik, die Mitglieder des
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